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Stadtteilerneuerung in Erfttal

Statement des Erfttaler Bürgers (seit 1973)

Werner Schell, Harffer Straße 59, 41469 Neuss
Seit seiner Planung und Entstehung Ende der 60er /Anfang der 70er Jahre wird der Stadtteil Neuss-Erfttal als problematisch beschrieben. Eine Zuspitzung der Verhältnisse begann sich Anfang der 90er Jahre abzuzeichnen.

Verantwortlich dafür kann im Wesentlichen die Zuwanderung solcher Personen angesehen werden, die weder der deutschen Sprache mächtig waren bzw. sind noch gegenüber der freiheitlich-demokratischen Werteordnung genügend Respekt zeigen.

Ich habe auf diese sich anbahnende Situation, die natürlich nicht nur auf Neuss-Erfttal beschränkt war, den Bundestag und den Bundesinnenminister wiederholt durch Übermittlung umfangreicher Informationen aufmerksam gemacht und auf die Fehlentwicklungen in der BRD mit aller Deutlichkeit hingewiesen. Die Antworten signalisierten Verständnis – aber politische Konsequenzen sind nicht gezogen worden. Ein bescheidener Ansatz zur Wende kann im neuen Zuwanderungsgesetz gesehen werden. Die Arbeitsmarktreform (Hartz IV) mit den Neuregelungen im Sozialgesetzbuch II und XII wird möglicherweise ergänzend helfen.
Weil sich seinerzeit bundespolitische Veränderungen im Sinne meiner Anregungen nicht abzeichneten, habe ich beginnend 1997 – zum Teil im Zusammenwirken mit unseren Stadtverordneten (bis etwa 2000) die kommunalen Institutionen, Stadtverwaltung Neuss und Kreispolizeibehörde Neuss, auf die sich rapide verschlechternde Situation in Neuss-Erfttal aufmerksam gemacht und zumindest auf örtlicher Ebene ein massives Gegensteuern eingefordert.
Es fanden daraufhin u.a. Gespräche bei den Herren Napp, Söhngen und Patt statt. Diese Gespräche und zahlreiche Eingaben trugen entscheidend mit dazu bei, dass sich die Stadt Neuss entschloss, für den Stadtteil Erfttal eine Erneuerung anzustreben.
1999 hat die Stadt Neuss einen Förderantrag an die Landesregierung gerichtet. Dieser Antrag wurde aber negativ beschieden; eigentlich erwartungsgemäß, weil die Situationsbeschreibung bzw. die gesamte Aufmachung des Antrages im Widerspruch zur tatsächlichen Lage ein zu positives Bild von Erfttal beschrieb.

Mein Angebot, noch kurz vor Ablieferung des Förderantrages eine Umformulierung unter Bürgerbeteiligung vorzunehmen, wurde nicht angenommen.

Nach der Ablehnung des Förderantrages durch die Landesregierung entschloss sich die Stadt Neuss unter dem Druck der vorgetragenen Argumente, eine Stadtteilerneuerung mit eigenen Mitteln in Gang zu bringen. Dazu wurde die Grundlage in einem Ratsbeschluss am 25.02.2000 gelegt. Daraufhin wurde eine Zukunftswerkstatt vorbereitet, die am 19. und 20.5.2001 stattfand.

In dieser Werkstatt sollten die Probleme Erfttals und die gewünschten Lösungen diskutiert und zusammen getragen werden. Eigentlich völlig unnötig, weil die Pro​bleme bereits seit Jahren bekannt waren! Infolge Vorbereitung und Durchführung der Zukunftswerkstatt ging wertvolle Zeit verloren.
Es wurde den Bürgerinnen und Bürgern von Erfttal durch entsprechende Ankündigungen und Erklärungen im Zusammenhang mit der Vorbereitung eines Ratsvotum für den 29.6.2001 verdeutlicht, dass die in der Zukunftswerkstatt zusammen getragenen Projektvorschläge kontinuierlich abgearbeitet würden. Dabei durfte man unterstellen, dass die Durchführung der Projekte und Maßnahmen nachhaltig betrieben würden. Eine zeitliche Begrenzung des Erfttaler Projekts wurde weder diskutiert noch ausdrücklich festgelegt! Der Stadtrat hat dann am 29.6.2001 dem Votum zugestimmt. Heinz Sahnen trug damals dem Rat u.a. vor: „Gemeinsam mit der Stadt wollen wir engagiert an der Verbesserung von Lebens- und Wohnverhältnissen in Neuss-Erfttal arbeiten. Unsere Erwartungen sind groß. – Kurzfristig und ohne Beratungsverzögerung sollten in Angriff genommen werden: ein Belegungsmanagement …“!
Interessant in diesem Zusammenhang: Das Votum für den Rat sollte ursprünglich „Bürgervotum“ heißen. Zu einer Bürgerbeteiligung kam es bei der Erstellung des Votums tatsächlich nicht. Meine bereits kurz nach der Zukunftswerkstatt abgelieferten Texte für das Votum und meine späteren Anmerkungen zum Konzept blieben vollständig unberücksichtigt. Um späteren diesbezüglichen Einwänden zu begegnen, wurde einfach nur noch von „Votum“ gesprochen. Laut Impression des Votums hat kein Erfttaler Bürger an diesem Votum mitgewirkt!

Im Herbst 2001 kam es dann zur Aufstellung des Haushaltsvoranschlages für das Jahr 2002. In diesem Voranschlag wurde folgerichtig erstmals ein Sonderbudget Erfttal ausgewiesen. In diesem Entwurf fand ich persönlich - entgegen den Prioritäten im Votum - Mittelansätze vor, die man für eine Startphase der Stadtteilerneuerung durchaus akzeptieren konnte; z.B.:
· 1 Personalstelle für den Bereich Belegungs- und Wohnungsmanagement
· 2 Personalstellen für Streetworker
· 1 Personalstelle für den Bereich Ordnungspartnerschaft und

· weitere Mittelansätze für Sprachkurse und die Schulwerkstatt Blitz.

Ich habe bei der Vorstellung dieser Planungsdaten ausdrücklich zugestimmt, allerdings mit der Anmerkung, dass für die Streetworkerarbeit ergänzende Mittel für die nachfolgende Kinder- und Jugendarbeit eingeplant werden sollten. Denn Streetworker ohne entsprechend dotierte Angebote für Kinder und Jugendliche müssten relativ wirkungslos bleiben.
In der Ratssitzung (Dezember 2001), in der über den Haushalt 2002 zu entscheiden war, wurde die Personalstelle für den Bereich Belegungs- und Wohnungsmanagement nicht beschlossen, zusätzliche Mittel für die Kinder- und Jugendarbeit waren erst gar nicht zur Sprache gebracht worden.
Unverständlich, dass die Absetzung der Stelle für das Belegungsmanagement von unserem Stadtverordneten so einfach hingenommen wurde, wo er doch noch am 29.6.2001 in seiner Ratsansprache „kurzfristig und ohne Verzögerung“ ein solches Management gefordert hatte!
Aufgrund der so vom Rat beschlossenen Mittelansätze wurde in den Jahren 2002 bis 2004 die Stadtteilerneuerung Erfttal betrieben. Konkret wurden wie folgt Mittel ausgegeben:

2002 205.144 Euro

2003 201.736 Euro

2004 148.444 Euro



555.324 Euro
Auf zahlreiche Eingaben an die Stadt Neuss, hinsichtlich der Stadtteilerneuerung die Schwerpunkte aufzugreifen, die seinerzeit in der Zukunftswerkstatt im Mai 2001 höchste Priorität hatten, z.B. Belegungs- und Wohnungsmanagement, Ordnungspartnerschaft und ergänzende Kinder- und Jugendbetreuung, wurde nicht angemessen reagiert.
Daher kam es zu beträchtlichen Meinungsverschiedenheiten, die letztlich in wiederholten Presseveröffentlichungen ihren Niederschlag gefunden haben. Einige Meinungsverschiedenheiten konnten in den letzten Wochen zwischen den Beteiligten diskutiert werden mit der Folge, dass, wie ich hoffe, mehr Verständnis für die Bürgersicht der Dinge eingeworben werden konnte. Es wäre im Interesse der Sache begrüßenswert, wenn eine weitergehende Verständigung zwischen den Akteuren erreicht werden könnte.
Ich nenne nochmals die mangelnde Bereitschaft, ein Belegungs- und Wohnungsmanagement zu installieren und ergänzende Mittel für die Kinder- und Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen.

Aber es kommt noch schlimmer:

Offensichtlich sind die Verantwortlichen in der Stadtverwaltung Neuss der Meinung, dass die Stadtteilerneuerung in Erfttal, so, wie sie ursprünglich mit einem Sonderbudget auf den Weg gebracht worden ist, beendet sei. In einer Beratungsunterlage der Stadt Neuss für die Hauptausschusssitzung am 15.12.2004 wird ausdrücklich von einem „Projektabschluss“ gesprochen und lediglich eine bescheidene Auslauffinanzierung erwähnt (und dies zum Teil noch mit Restmitteln aus den Vorjahren).

Abschließend wird in der Ausschussvorlage formuliert:

„Der damalige Auftrag (aus dem Rat der Stadt Neuss und aus der Zukunftswerkstatt): Beiträge für eine nachhaltige Stadtteilentwicklung zu leisten, wurde in dieser Hinsicht gut erfüllt.“

In 2005 sollen (laut o.a. Ausschussvorlage) noch Mittel für

· Streetwork
· Schulwerkstatt Blitz und

· flankierende Maßnahmen

vorgesehen werden.

Unklar ist, in welcher Höhe Restmittel veranschlagt werden sollen. Für wieviele Streetworker und mit welcher Beschäftigungsaussicht? Wie wird die Beschäftigung des russisch sprechenden Streetworkers aussehen, gibt es eine Vertragsfortführung? Wie lange? Was hat man unter flankierenden Maßnahmen zu verstehen? Angebote wie „soziale Mediation“ und Ähnliches wird von den Bürgerinnen und Bürgern abgelehnt. Wer vergibt die Mittel an wen und mit welcher Zweckbindung? Ist insoweit an eine Bürgerbeteiligung gedacht?

Die erwähnte Beratungsvorlage für die Hauptausschusssitzung am 15.12.2004 ist im Übrigen in vielerlei Hinsicht nicht akzeptabel:
Dies u.a. deshalb, weil sie in wesentlichen Teilen wie an eine Aneinanderreihung von irreführenden Darstellungen erscheint. Die Unterlage erwähnt zahlreiche Fakten und Gegebenheiten in Erfttal nicht, so dass das Verwaltungspapier für eine seriöse Beratung und Entscheidung ungeeignet erscheint.

Wenn im Betreff von „Projektabschluss“ die Rede ist, zeigt dies vorab, dass die Stadt Neuss nicht gewillt ist, die 2001 lauthals verkündete Stadtteilerneuerung umfassend durchzuführen. In einem Pressetermin nach der Zukunftswerkstatt 2001 am 21.5.2001 hat Herr Söhngen in einem Interview gegenüber dem Radiosender News 89,4 (aber auch gegenüber der NGZ) erklärt, dass die Beschlüsse der Zukunftswerkstatt sämtlich umgesetzt würden; sie würden alle nach und nach abgearbeitet (ich kann mich an diese Aussagen noch sehr gut erinnern, weil wir beide in der damaligen Pressekonferenz mit News 89,4 als Interviewpartner zur Verfügung standen). Die Forderungen der Zukunftswerkstatt sind aber seinerzeit nur teilweise aufgegriffen worden und verdienen, weil die Projektarbeit eher kaum Erfolge vorzuweisen hat, eine konsequente Fortführung, und zwar zweckmäßigerweise unter wirklicher Beteiligung der hier wohnenden Bürgerinnen und Bürger.

Ich habe nach all dem am 29.10.2004 unter Berücksichtigung der wohnungswirtschaftlichen Aspekte einen Antrag auf Fortsetzung der Stadtteilerneuerung in Erfttal gestellt und dazu bestimmte Mittelansätze benannt, die m.E. zwingend für eine Erneuerung des Stadtteils notwendig sind.

Diesen Antrag greift die Beratungsunterlage für die Hauptausschusssitzung am 15.12.2004 leider nicht auf, sondern feiert die bisherige Projektarbeit als Erfolg mit der Folge, dass man Erfttal offensichtlich für saniert erachtet. Der Satz „Beiträge für eine nachhaltige Stadtteilentwicklung zu leisten, wurde in dieser Hinsicht gut erfüllt“ stellt den tatsächlichen Ablauf der im Wesentlichen ohne Bürgerbeteiligung durchgeführten Stadtteilerneuerung auf den Kopf.

Kenner der Szene bezeugen aber immer wieder, dass die Situation in Neuss-Erfttal nicht etwa gebessert werden konnte, sondern sie sich eigentlich verschlechtert hat. Der Abwärtstrend hält an – jede andere Bemerkung ist angesichts der Situation, die zahlreiche Bürgerinnen und Bürger nahezu tagtäglich erleben, blanker Hohn!

Für die Beratungsunterlage der Stadt Neuss vom 15.12.2004 habe ich nur die Erklärung, dass hier einige Akteure (innerhalb der Stadtverwaltung und im sog. Stadtteilmanagement) ihr bisheriges Wirken unbedingt als Erfolg eingestuft wissen wollen.
Nach all dem ist es geboten, das Sonderbudget Erfttal mit einer eigenen Ausweisung im Haushalt der Stadt Neuss 2005 (und Folgejahre) fortzuführen.
In meinem Antrag vom 29.10.2004 ist u.a. ausgeführt:

Das Handlungskonzept zur Stadtteilerneuerung in Neuss-Erfttal muss in 2005 endlich ausreichend dotiert werden – die Forderungen im Wesentlichen (alles auf mehrere Jahre angelegt):
1. Mittel für eine Personalstelle „professionelles Belegungs- und Wohnungsmanagement“ (rd. 50.000 Euro).

2. Mittel für ein Integrationskonzept (kurzfristig zu erarbeiten) in Höhe von mindestens 50.000 Euro.

3. Mittel für zusätzlich mindestens eine Personalstelle zur Kinder- und Jugendförderung (rd. 40.000 Euro). Dabei wird unterstellt, dass der SKM aus eigener Kraft min​destens eine Stelle zusätzlich aus eigenem Bestand für diesen Bereich freisetzt. Also: zwei weitere Personen werden für die Kinder- und Jugendförderung mindestens benötigt.

4. Im Übrigen ist, wie bisher, die Finanzierung von zwei Streetworkern durch entsprechende Mittel sicher zu stellen (rd. 80.000 Euro). Darüber hinaus muss durch ein ergänzendes Mittelpaket in Höhe von 50.000 Euro für son​stige Maßnahmen die Absicherung einer weiteren Streetworkerstelle (wie bisher für russlanddeutschen Streetworker) ermöglicht werden.

5. Mittel für eine Personalstelle, mit der die ordnungsrechtlichen Belange in Erfttal abgedeckt werden können (eingebunden in eine schriftlich vereinbarte Ordnungspartnerschaft), werden ebenfalls benötigt (rd. 50.000 Euro). In diesem Zusammenhang sollte auch eine Erweiterung des KSD für die gesamte Stadt Neuss bedacht werden. Für die gesamte Stadt Neuss müsste an eine Verstärkung von mindestens 6 Personalstellen gedacht werden.

Dazu ergeben sich folgende Begründungen:

1) Belegungs- und Wohnungsmanagement:

Veränderungen in der Erfttaler Bevölkerungsstruktur sind dringlich (Hinweis: rd. 30 % Ausländer aus 55 Nationen, rd. 30% Aussiedler aus dem osteuropäischen Raum, viele Kinder und Jugendliche mit problematischem Hintergrund). Daher seit vielen Jahren die Forderung, ein professionelles Management einzurichten. Die Zukunftswerkstatt 2001 hat genau diesen Punkt aufgegriffen und mit hoher Priorität ausgewiesen. Folgerichtig hat die Stadt in den Haushaltsplanentwurf für 2002 entsprechende Mittel für eine Personalstelle ausgebracht.

Der Rat hat die Mittel gestrichen. Angeblich lag kein Konzept vor. Ein solches Konzept ist offensichtlich für den Rat nie gefertigt worden.

Allerdings ergibt sich aus Beratungsunterlagen der Arbeitsgruppe Politik vom 16.11.2001 und 23.11.2001, dass überzeugende Argumente für ein kommunales Management vorlagen! In dem Papier vom 23.11.2001 (Verfasser Herr Heide) wird daher gefolgert: „Hinsichtlich der Veranschlagung für die Projektmittel können die Kosten in Höhe von 52.597 Euro – 2002ff. vorerst nicht reduziert oder abgesetzt werden. ….“
Am 25.11.2001 habe ich mit Rücksicht auf die anstehenden Beratungen im Rat in einem „Brandbrief“ an Herrn Söhngen (per E-Mail) vorsorglich noch einmal unter Benennung der wichtigsten Projektpunkte (1. Wohnungsmanagement, 2. Streetworker und „Aufrüsten“ der Jugendarbeit, 3. Integration als „Bildungsoffensive mit Pflichtprogramm“ und 4. Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung) um Unterstützung für die Erfttaler Belange gebeten. Diese E-Mail habe ich Heinz Sahnen zugeleitet und am 1.12.2001 folgende Rückmeldung erhalten: „Die von uns gemeinsam gewichteten vier Handlungsfelder sind noch einmal präzise umrissen.“

Mit Rücksicht auf die dann gleichwohl erfolgte Mittelstreichung durch den Rat blieb es mir überlassen, immer wieder auf die Notwendigkeit des Managements aufmerksam zu machen. Heinz Sahnen hat damals urplötzlich die Vorstellung, dass ein Wohnungs- und Belegungsmanagement notwendig ist, aufgegeben und die Ratsentscheidung als richtig verteidigt. In der NGZ vom 12.12.2001 wurde u.a. ausgeführt:

„ …Auch Sahnen räumte ein, dass das Belegungsmanagement ein wichtiger Punkt bleibt, den wir nicht aus den Augen verlieren werden.“

In der Stadtteilkonferenz am 25.9.2003 habe ich u.a. den Antrag gestellt, an die Stadt Neuss heranzutreten und nochmals auf die Notwendigkeit eines Belegungs- und Wohnungsmanagements aufmerksam zu machen. Dies ist mit Schreiben der Stadtteilkonferenz vom 27.10.2003 geschehen, hatte aber nur eine hinhaltende Antwort der Stadt Neuss vom 7.11.2003 zur Folge.

Heinz Sahnen verweist aktuell auf die Entbehrlichkeit eines Managements – wg. der Vielzahl der Eigentümer in Neuss-Erfttal. Gerade die Vielzahl der Eigentümer gebietet den Einsatz eines Wohnungsmanagements. Dafür gibt es sogar Fördermittel. Auch andere Städte haben solche Stellen eingerichtet bzw. arbeiten daran (z.B. Köln, Bonn, Werdohl). Unter Berücksichtigung dieser Gegebenheiten kann keinesfalls angenommen werden, dass es in Erfttal keines Belegungs- und Wohnungsmanagementes bedürfe. Auf keinen Fall kann es insoweit ausreichen, dass seitens des hier ansässigen Stadtverordneten gelegentliche Gespräche „mit diesem oder jenem“ geführt werden mit der Folge, dass dies ausreichend sei, kurz- oder langfristig eine Entmischung der Bevölkerungsstruktur zu erreichen. In der Zukunftswerkstatt 2001 bin ich mit Heinz Sahnen zum Paten für diesen Aufgabenbereich benannt werden und bitte zum xten Mal darum, das Thema endlich und konzentriert anzugehen. Es muss vermutet werden, dass vorrangig Abhängigkeiten zum Neusser Bauverein maßgebend dafür waren, keine wohnungswirtschaftlichen Aktivitäten durch eine unabhängige Stelle in Erfttal zu installieren (im Aufsichtsrat: Bürgermeister Vorsitzender, Heinz Sahnen Mitglied). Strukturelle Veränderungen werden allseits als notwendig befunden. Siehe dazu den Artikel in der NGZ vom 10.7.2004: „Entdichtung und Entmischung“. Angeblich fehlende finanzielle Mittel dürfen für die Verweigerung eines Belegungs- und Wohnungsmanagements kein Grund sein. Die bisher betriebene Stadtteilerneuerung verlief ohnehin mit sehr bescheidenem Mitteleinsatz, so dass endlich in größerer Einsatz geboten ist. Die Einrichtung eines Belegungs- und Wohnungsmanagements ist dringlich: die Bevölkerungsstruktur in Erfttal muss entscheidend verändert werden, dazu gehört die Auflösung wohnungswirtschaftlicher Fragen in Verbindung mit Abriss und Rückbau. Management muss sich z.B. um die verschiedenen Rechtssituationen zwischen Mieter und Vermieter kümmern (z.B. Mieterbeiräte, Arbeitskreis Wohnungswirtschaft), Vermietungsstrategien entwickeln, Fördermittel einwerben, Wohnungsumfeld verbessern helfen usw.

Ich rege insoweit ergänzend an, kurzfristig einen „Runden Tisch Wohnungswirtschaft“ einzurichten und nach einem festen Zeitplan alle 4 oder 6 Wochen zu tagen mit dem Ziel, alle relevanten Fragen zu diskutieren und Lösungen vorzuschlagen bzw. anzustreben. Dieser „Runde Tisch“ sollte sich als Hilfsorgan der noch zu schaffenden Stelle für einen Belegungs- und Wohnungsmanager verstehen.

2) Integration:

Einzelne Sprachkurse sind noch keine Integration! Hinsichtlich der dringend notwendigen Integration der hier lebenden Zuwanderer (deren Zahl verringert werden muss) ist ein umfassendes Konzept notwendig (solche Konzepte gibt es in anderen Städten zahlreich). Dieses Konzept liegt auch nicht in Ansätzen vor. Daher haben wir die Feststellung zu treffen, dass hier bereits gefestigte Parallelgesellschaften bestehen. Näheres ergibt sich aus einem Statement vom 17.10.2004 (dargestellt unter http://www.neuss-erfttal.de). Darin wird ausgeführt, dass programmatische Aussagen der CDU Neuss, die geeignet wären, die Erfttaler Pro​bleme einer Lösung näher zu bringen, bisher nicht bekannt geworden sind. Die kürzliche Veranstaltung in Neuss-Erfttal mit dem Integrationsbeauftragten war ein reines Ablenkungsmanöver! Die Situation in Erfttal, aber auch die zahlreichen Berichte aus der gesamten BRD (und den Niederlanden) zeigen eigentlich, dass die bisherige Politik vor Ort und insgesamt gescheitert ist. Wir werden demnächst die allergrößten Probleme bekommen (zahlreiche erheblich sprachbehinderte Kinder bremsen die schulische Qualifikation aller; keine ausreichende Schulbildung bedeutet mangelhafte Berufschancen mit entsprechenden Folgen; soziale Verwerfungen werden sich abzeichnen).

3) Kinder- und Jugendförderung:

Dieser Aufgabenbereich ist entgegen aller Beteuerungen in Erfttal völlig unzureichend ausgestattet. Die Datenlage zeigt auf, was hier geboten ist. Nicht nur die hohe Zahl von Kindern und Jugendlichen ist entscheidend, die problematische Situation dieser Bevölkerungsgruppe kommt hinzu: Viele russlanddeutsche Kinder und Jugendliche sind ohne ausreichende Sprachkenntnisse und Verständnis für unsere Werteordnung. Der Einsatz von Streetworkern allein löst kein Problem. Bereits vor der Zukunftswerkstatt war es meine Forderung: Streetworker und zusätzliche Angebote. Da es an zusätzlichen Angeboten mangelt, stehen die Streetworker weitgehend mit leeren Händen da! Die Stadt Neuss muss daher die vorhandenen Einrichtungen finanziell deutlich besser ausstatten, so dass personell beträchtlich mehr Zuwendung geleistet werden kann. Die vorhandenen Räume sind zu oft ungenutzt! Unabhängig davon müssen die Leistungsmöglichkeiten, v.a. des Sozialdienstes Katholischer Männer (SKM), - den Notwendigkeiten folgend - effektiver ge​stal​tet werden. Es werden z.B. im Gemeinwesenzentrum Leistungen angeboten (z.B. Frühstück, Mittagessen), die nach Prioritätsgesichtspunkten entfallen müssen. Der SKM wurde um entsprechende Folgerungen gebeten. Es wurde im Übrigen angeregt, ein Gesamtkonzept aller Anbieter in Erfttal auf pädagogischer Basis zu entwickeln. Insoweit besteht dringenden Handlungsbedarf!

4) Sicherheit und Ordnung:

Dieses Thema ist für die Bürgerschaft ein wichtiges Anliegen! Es wurde daher wiederholt gefordert, dass Rhein-Kreis Neuss und Stadt Neuss eine Ordnungspartnerschaft schriftlich begründen, damit endlich zielgerichtet gegen Rechtsverstöße vorgegangen werden kann. Ich habe ein Angebot unterbreitet, an der Formulierung eines Textes mitzuwirken. Die BürgerInnen sind mit der Situation, dass die Stadt Neuss hier null Ordnungskräfte zum Einsatz bringt, nicht einverstanden. Was die Rechtsverstöße der russlanddeutschen Jugendlichen und jungen Erwachsenen angeht, muss man große Sorgen haben. Anwohner verschiedener Ortsteile finden oft keine ausreichende Nachtruhe mehr, weil die Jugendlichen spät abends mit Alkohol, Drogen, Lärm usw. „abhängen“. Polizeistreifeneinsätze werden immer weniger. Offensichtlich reichen die personellen und sachlichen Mittel der Polizei nicht mehr aus. Wir haben diesbezüglich große Sorgen. Es hat daher in jüngster Zeit mehrere Briefe an die Kreispolizeibehörde gegeben. Auch Gespräche haben die Problematik beleuchtet.

Zum Schluss:

„Die Stadt und das Land müssen uns finanziell und konzeptionell behilflich sein. Wir vertrauen und hoffen auf entsprechende Beschlüsse.“
Erklärung von Heinz Sahnen am 29.6.2001 vor dem Rat der Stadt Neuss – eine richtige Erklärung, sie muss nach meiner Einschätzung auch heute noch gelten!

Ich zitiere ergänzend aus einem Schreiben der Stadtteilkonferenz Erfttal vom 27.10.2003 an die Stadt Neuss:
„Hinsichtlich einer mittel- bis langfristigen Zukunftsplanung für den Stadtteil werden jedoch deutlichere Signale und Zusicherungen zur Umsetzung bzw. Fortführung der insgesamt 15 Projekte aus dem Votum-Erfttal erwartet. Für die Finanzierung des Stadtteilerneuerungsprozesses geht die Stadtteilkonferenz insofern von einem Sonderbudget Erfttal aus, das weit über das Haushaltsjahr 2004 hinaus zur Verfügung steht.“

